
    das von den Elektrizitätswerke nZürich betrieben wird. SANDRA ARDIZZONE

Der Flussliebhaber: Gut tausend
Barben wurden aus Flüssen geholt.

Der Allrounder: Hechte wurden aus
allen Gewässern gefischt.
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or einem Jahr schlugen die
Fischer an der Aare Alarm:
Sie hatten festgestellt, dass

Hunderte von Äschen von einem
Pilz befallen waren. Damals wur-
den mehrere Exemplare ins natio-
nale Fischuntersuchungszentrum
nach Bern gebracht. Dort wurde
festgestellt, dass die Fische von
Saprolegnia parasitica befallen
waren. «Ob wir es mit einem beson-
ders aggressiven Pilzstamm haben,
kann das Zentrum nicht beantwor-
ten, weil entsprechenden Analyse-
methoden fehlen», teilte der kanto-
nale Fischereiaufseher David Bitt-
ner der az im Januar mit.
Im laufenden Jahr ist die Situation
an der Aare bisher weniger gravie-
rend. «Bisher habe ich zwei Fotos
von Äschen mit Pilzbefall erhalten»,
sagt Markus Jurt, Präsident der Ver-
einigten Fischereivereine Aarau-
Brugg. Jurt ist dennoch besorgt:
«Es sind zwar Einzelfälle, aber der
Pilz ist offenbar noch vorhanden in
der Aare», sagt er. Beunruhigt ist

V
Jurt von einer aktuellen Meldung
des schweizerischen Fischereiver-
bandes. Demnach sind die Äschen
im Rhein stark von Saprolegnia
befallen. «Beim bereits angeschla-
genen Äschenbestand ist mit deut-
lichen Verlusten zu rechnen», pro-
gnostiziert der Verband.
Wie lässt sich die weitere Ausbrei-
tung des Pilzes verhindern? Markus
Jurt und der Fischereiverband nen-
nen die Rezepte: Kein Wasser und
keine Fische zwischen Gewässerab-
schnitten transportieren, alle An-
gelgeräte und Stiefel vor dem Wech-
sel an anderen Gewässer desinfizie-
ren, und nur Köderfische verwen-
den, die aus dem gleichen Gewäs-
serabschnitt stammen. (FH) 

Pilzbefall: 2015 erst Einzelfälle
ÄSCHE IM AARGAU

Äsche mit Pilzbefall im Rhein. ZVG

Bei nationalen Urnengängen kommt es oft zu
Debatten über die Haltung des Regierungsra-
tes. Darf, muss er zu nationalen Vorlagen Stel-
lung nehmen und sich engagieren oder nicht?
Aktuell ist CVP-Regierungsrat und Finanzdirek-
tor Roland Brogli im Co-Präsidium des kanto-
nalen Nein-Komitees zur Erbschaftssteueriniti-
ative. Auch jetzt kommt es zur Kontroverse.

EVP-Grossrat Urs Plüss ist erstaunt, dass sich
Brogli «an vorderster Front im Co-Präsidium
des Nein-Komitees engagiert». Es sei zwar sein
Recht, sich zur Initiative zu äussern. Auch eine
offizielle Stellungnahme des Regierungsrates
könne für den Wähler hilfreich sein, sagt Plüss,
aber: «Dass ein einzelnes Mitglied des Regie-
rungsrates ausschert und sich im Alleingang in
einem Abstimmungskomitee engagiert, be-
trachte ich als sehr grenzwertig.» Er hofft,
«dass sich der Regierungsrat zukünftig Richtli-
nien gibt, wie er gegen aussen auftreten will.»

Dazu betont Roland Hofer, Sprecher des Fi-
nanzdepartements, diese Richtlinien gebe es.
Bei nationalen Vorlagen entscheide die Regie-
rung erst über die Aargau-Relevanz. Gibt es ei-
ne solche, entscheidet sie danach über ihre
Haltung. Sie lege auch fest, ob Regierungsmit-
glieder einem Komitee beitreten und falls ja,
wer beitritt. Zur Erbschaftssteuerinitiative ha-
be sie die Nein-Parole beschlossen: «Der Bei-
tritt in das entsprechende Komitee und ins
Co-Präsidium ist vom Regierungsrat genehmigt
und war in der Vergangenheit bei verschiede-
nen nationalen Vorlagen üblich».

SP: unverständlich und unsensibel
Auch SP-Co-Präsidentin Elisabeth Burg-

ener kritisiert Broglis Einsitz im Nein-Komi-
tee als «unverständlich und unsensibel, gera-
de auch vor dem Hintergrund der finanziel-
len Schieflage unseres Kantons». Die Erb-
schaftssteuer-Einnahmen gehörten bisher
den Kantonen, doch die, sagt Burgener,
«wurden weitgehend dem Steuerwettbewerb
geopfert.» Von den Erträgen der Erbschafts-
steuer soll ein Drittel an die Kantone gehen.
Burgener: «Wie kann also Regierungsrat
Brogli nur dem Nein-Komitee beitreten?»

Brogli: Eingriff in Steuerhoheit
Finanzdirektor Roland Brogli antwortet, der

Aargauer Regierungsrat sei der Meinung, dass
die mit der Initiative angestrebte Erbschafts-
steuerreform einen massiven Eingriff in die
Steuerhoheit und das Steuersubstrat der Kan-
tone darstelle. Er empfehle darum die Ableh-
nung. Falls diese antiföderale Initiative ange-
nommen werde, so Brogli, «verlieren die Kan-
tone ihre Kompetenz über die Erbschafts- und
Schenkungssteuern, die sie bis anhin als letztes

‹materielles Refugium› im Steuerwesen noch
besitzen». Der Bundesrat rechne zudem mit
Mindereinnahmen für die Kantone. Sie bekä-
men zwar einen Drittel aus der neuen Bundes-
erbschafts- und Schenkungssteuer, verlören
aber ihre bisherigen Erträge aus diesen kanto-
nalen Steuern. Wie hoch das Drittel sein wird,
sei ungewiss, solange die ausführende Bundes-
gesetzgebung nicht steht. 2014 nahm der Aar-
gau 25,8 Millionen und die Gemeinden 12,9
Millionen Franken ein. Aus diesen Gründen sei
er dem Nein-Komitee beigetreten, so Brogli.

Was sagt SVP-Präsident Thomas Burgherr
dazu, der in früheren Malen sehr für Zurück-
haltung der Regierung in Abstimmungskämp-
fen votiert hat? Immerhin sitzt er mit Roland
Brogli, den kantonalen Präsidenten von FDP,
CVP, BDP und der grossen Wirtschaftsverbän-
de im Co-Präsidium des Nein-Komitees. Burg-
herr bekräftigt, «dass sich die Regierung mög
lichst wenig in nationale Abstimmungskämpfe
einmischen soll. Besonders dann, wenn diese
keinen direkten Bezug zum Aargau haben».
Doch die Erbschaftssteuer-Initiative «würde
Bund und Kantone massiv schädigen, brächte
weniger Steuern und würde Arbeitsplätze kos-
ten, sie würde das System richtig durchschüt-
teln». Deshalb verstehe er sehr gut und begrüs-
se es, dass Finanzdirektor Brogli im Nein-Ko-
mitee auf deren negativen Folgen hinweise.

Unterstützung auch aus Wirtschaft
Massive Schützenhilfe für Roland Brogli

gibt auch Peter Lüscher, Geschäftsleiter der
Aargauischen Industrie- und Handelskam-
mer und Leiter der Nein-Kampagne. Es sei
legitim, wenn die Regierung zu Bundesvorla-
gen Stellung bezieht, die den Aargau beson-
ders betreffen, sagt er. Solche Fälle sieht er
etwa beim Raumplanungsgesetz, bei der Un-
ternehmenssteuerreform III, der Pauschal-
besteuerung usw. Wenn eine Vorlage wie
jetzt in die Steuerhoheit der Kantone eingrei-
fe, sei es «erst recht legitim und richtig, sich
zu wehren, zumal die Initiative den Kanton
Geld kosten würde». Aber die Initianten
rechnen damit, dass die Kantone dann rund
eine Milliarde Franken bekommen. An diese
Rechnung glaubt Lüscher nicht: «Die Milliar-
de ist eine Annahme. Die Erträge sind nicht
vorhersehbar und würden stark schwanken.
Offenbar haben die Initianten aber gemerkt,
dass sie einen Fehler gemacht haben. Des-
halb korrigieren sie die ‹besonderen Ermäs-
sigungen› für die Vererbung von Unterneh-
men ständig nach oben. Doch je höher diese
sind, desto weniger würde bei dieser Steuer,
die Familienunternehmen massiv bedrohen
würde, anfallen.» Schon diese Unsicherhei-
ten allein rechtfertigten ein Nein.

KOMMENTAR MEINUNGSSEITE

VON MATHIAS KÜNG

Erbschaftssteuerinitiative SP/EVP ärgern sich über gegnerisches
Engagement von Roland Brogli, Bürgerliche finden es richtig

Finanzdirektor kämpft
an vorderster Front

Die Mitteilung mit der offiziel-

len Haltung des Regierungs-

rates zu Abstimmungsvorla-

gen wird vom Kommunikati-

onsdienst jeweils vier bis fünf

Wochen vor dem Urnengang

publiziert, parallel zum Ver-

schicken des Stimmmaterials.

In Zukunft ist laut Finanzde-

partements-Sprecher Roland

Hofer geplant, «unmittelbar

nach dem Regierungsrats-

Entscheid zur Abstimmungs-

empfehlung ein Bulletin zu

veröffentlichen und den Ent-

scheid kurz bekannt zu ma-

chen». Und zwar inklusive Ko-

mitee-Mitgliedschaften, wenn

diese bereits bekannt sind.

«Falls diese antifö-
derale Initiative
angenommen wird,
verlieren die Kanto-
ne ihre Kompetenz
über die Erbschafts-
und Schenkungs-
steuern.»
Roland Brogli Finanzdirektor

Künftig wird
sofort informiert
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REGIERUNGSPOSITION

Bei «Giacobbo/Müller» auf SRF geht oh-
ne Aargauer Politiker offensichtlich gar
nichts. Nach Beat Flach (GLP) und Luzi
Stamm (SVP) war am letzten Sonntag
mit FDP-Präsident Philipp Müller der
dritte Aargauer innert kürzester Zeit
der prominente Gast.

Müller nutzte den Auftritt, um sich in
je 17 Sekunden über SP und SVP lustig
zu machen. Er hatte die Pointen offen-
sichtlich gut eingeübt: Jedenfalls wusste
Philipp Müller bei «Giacobbo-Müller»
auf jede Frage schlagfertig eine mehr
oder weniger witzige Antwort. Müller
karikierte unter anderem genau das:
Dass Politiker sich für TV-Auftritte im-
mer besser vorbereiten und auswendig
gelernte Statements im «10vor10» oder
in der «Tagesschau» von sich geben.

Vorbildlich sei die SP, sagte Müller.
Die könne in 17 Sekunden das Partei-
programm zusammenfassen: «Zu viel
Reiche, zu viel Arme, umverteilen. Wir
müssen in die EU. Fertig.» Die SVP kön-
ne das aber genauso gut: «Zu viel Aus-
länder. Wir müssen eine Initiative ma-
chen. Wir wollen nicht in die EU. Auch
nicht schleichend.»

Müller witzelte über die alte FDP. Die
habe bei allem gesagt: «Das muss man
differenziert anschauen. Man muss be-
denken, überlegen, abwägen. Dann
sagt der Journalist: ‹Danke vielmal, die
Zeit ist vorbei.›» Der neue Kommunika-
tionsstil der FDP sei direkter: «Es gibt
keinen Konjunktiv mehr. Nur noch den
Indikativ und den Imperativ.» Und mit
einer Spitze gegen seinen Namens-
vetter sagte Müller: Er sei aber nicht si-
cher, ob Mike Müller überhaupt wisse,
was das sei. Der konterte wie aus der
Pistole geschossen: «Ein Beispiel für
Imperativ ist: ‹Friss du Sau!›» Da war
auch der wortgewandte Philipp Müller
für einen Augenblick sprachlos. (ROC)

TV-Auftritt FDP-Präsident
Philipp Müller machte bei
«Giacobbo/Müller» den zwei
Berufssatirikern Konkurrenz.

Philipp Müller und der
17-Sekunden-Wahlspot

WOHLEN

Frau schaute aufs Handy
und krachte ins Geländer

Die 20-jährige Autofahrerin hatte viel

Glück: Obwohl sie vor der SBB-Unter-

führung in Wohlen mit ihrem Seat ins

Geländer krachte, blieb sie unverletzt.

Die junge Frau kam von der Strasse

ab, weil sie aufs Handy schaute. (AZ) 

OBERLUNKHOFEN

Motorradfahrer wurde
mit 147 km/h geblitzt
Bei einer Kontrolle erfasste die Kan-

tonspolizei am Sonntag einen Motor-

radfahrer, der mit 147 km/h unterwegs

war. Die Staatsanwaltschaft eröffnete

eine Untersuchung. Dem 43-jährigen

Schweizer wurde der Führerausweis

abgenommen, sein Motorrad wurde

vorläufig sichergestellt. (AZ)

NACHRICHTEN

TM
Hervorheben
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